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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 3 KR 1/13 BH 
 
L 1 KR 6/13 (Sächsisches LSG) 
S 8 KR 310/11 (SG Leipzig) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
DAK-Gesundheit, 
Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg, 
 
 Beklagte. 
 

 

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. April 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  H a m b ü c h e n    sowie die Richter   S c h r i e v e r    und 

Dr.  S c h ü t z e  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren über die Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Urteil des Sächsischen Landessozialgerichts vom 22. Februar 2013 - L 1 KR 

6/13 - Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der 1963 geborene Kläger begehrt von der beklagten Krankenkasse die Versorgung mit ver-

tragsärztlich verordneten orthopädischen Maßschuhen und Beinorthesen. Die Beklagte lehnte 

den Leistungsantrag nach Einholung eines Gutachtens des Medizinischen Dienstes der Kran-

kenversicherung (MDK) vom 28.4.2011 und Beiziehung eines MDK-Gutachtens zur Feststel-

lung der Pflegebedürftigkeit vom 15.2.2011 ab, weil der Kläger diese Hilfsmittel zum selbststän-

digen Gehen und Stehen nicht benötige (Bescheid vom 5.5.2011, Widerspruchsbescheid vom 

2.11.2011). Das SG hat ärztliche Befundberichte vom 8.5.2012 und 10.10.2012 eingeholt und 

die Klage abgewiesen (Gerichtsbescheid vom 14.11.2012). Das LSG hat die Berufung des Klä-

gers nach Einholung eines weiteren ärztlichen Befundberichts vom 11.1.2013 zurückgewiesen 

(Urteil vom 22.2.2013): Die orthopädischen Maßschuhe und die Beinorthesen seien nach der 

Befundlage weder zur Sicherung des Erfolgs der Krankenbehandlung noch zur Vorbeugung 

gegen eine drohende Behinderung und auch nicht zum Ausgleich einer Behinderung erforder-

lich. Der Kläger verfüge auch ohne diese Hilfsmittel über eine ausreichende Gehfähigkeit. Die 

behaupteten orthopädischen Beschwerden (Postpoliosymptome) seien physiologisch nicht be-

gründbar. 

 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des LSG möchte der Kläger Beschwerde 

einlegen. Dazu beantragt er die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) und die Beiordnung 

eines Rechtsanwalts. 

 

 

II 

 

Es kann offen bleiben, ob der Kläger nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnis-

sen in der Lage wäre, die Kosten für die Inanspruchnahme eines Rechtsanwalts selbst aufzu-

bringen. PKH kann ihm jedenfalls nicht bewilligt werden, weil die beabsichtigte Rechtsverfol-

gung keine Aussicht auf Erfolg hat (§ 73a SGG iVm § 114 ZPO). Gründe für die Zulassung der 

Revision sind nicht ersichtlich. 

 

1. Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Ge- 

   richtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser 

   Abweichung beruht oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 
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   beruhen kann. Bestimmte Verfahrensrügen sind jedoch nur eingeschränkt oder gar nicht 

   geeignet, die Zulassung der Revision zu begründen (§ 160 Abs 2 Nr 3, 2. Halbs SGG).  

 

2. Nach der im PKH-Verfahren gebotenen summarischen Prüfung der Erfolgsaussichten des 

beabsichtigten Rechtsmittels liegt keiner der Zulassungsgründe des § 160 Abs 2 SGG vor. 

 

a) Der Rechtsstreit wirft keine Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung auf (§ 160 Abs 2 

Nr 1 SGG). Zwar macht der Kläger geltend, in der Vergangenheit seien ihm von anderen Leis-

tungsträgern orthopädische Schuhe und Beinorthesen gewährt worden. Diese Behauptung 

- ihre Richtigkeit unterstellt - ist jedoch unerheblich, weil es nur auf die aktuelle gesundheitliche 

Situation ankommt. Nach den MDK-Gutachten und den eingeholten ärztlichen Befundberichten 

liegt aber derzeit kein orthopädischer Befund (mehr) vor, der die Unterstützung des Klägers 

beim Gehen und Stehen durch orthopädische Maßschuhe und Beinorthesen erfordern würde. 

 

b) Das Berufungsurteil weicht nicht von der höchstrichterlichen Rechtsprechung ab, sodass 

auch der Zulassungsgrund der Divergenz nicht besteht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). 

 

c) Das Berufungsverfahren weist auch keine die Zulassung der Revision begründenden Verfah-

rensmängel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG auf. Es bestehen insbesondere keine Hinweise da-

rauf, dass das LSG seine Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts (§ 103 SGG) oder den An-

spruch des Klägers auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG) verletzt hat. 

 

Im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde (§ 160a SGG) kann die Verletzung der Pflicht zur 

Amtsermittlung durch das Berufungsgericht (§ 103 SGG) nur damit begründet werden, das LSG 

sei einem Beweisantrag des Beschwerdeführers ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt. 

Ausweislich der Akten hat der Kläger im Berufungsverfahren aber keinen Beweisantrag gestellt: 

Die Berufungsschrift vom 7.1.2013 enthält keinen Beweisantrag; in der mündlichen Verhand-

lung am 22.2.2013 war der Kläger nicht anwesend, und er hat sich dort auch nicht vertreten 

lassen. 

 

d) Die gerichtliche Beweiswürdigung selbst bleibt im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde 

außer Betracht; denn auf die Rüge einer unzureichenden Beweiswürdigung kann ein Verfah-

rensfehler nach § 160 Abs 2 Nr 3 iVm § 128 Abs 1 S 1 SGG nicht gestützt werden. 
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